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Der Kontext:  Das Forschungsprojekt „Urbane Anergienetze als 

Instrument der Wärmewende in Bremen" 

Das vorliegende Policy-Paper „Zum Status der Bremer Wärmepolitik - zentrale Befunde und 

Handlungserfordernisse. Eine Stellungnahme zur Bremer Klimapolitik im Bereich Gebäude & 

Wärmeversorgung nach der Veröffentlichung der kommunalen Wärmeplanung.“ behandelt zentrale 

Aspekte der Bremer Klimapolitik im Bereich Gebäude und Wärmeversorgung zum Zeitpunkt der 

Veröffentlichung der kommunalen Wärmeplanung Bremens. Für wichtige Felder werden 

Handlungserfordernisse benannt.  

Die hier thesenförmig zusammengefassten Bewertungen basieren auf der Arbeit des 

Forschungsprojektes „Urbane Anergienetze als Instrument der Wärmewende in Bremen", das von der 

Klimaschutzagentur energiekonsens zusammen mit der Hochschule Bremen durchgeführt wird. Das 

Projekt hat eine Laufzeit von zwei Jahren (01. Juni 2024 bis 31. Juli 2026) und wird von der Deutschen 

Bundesstiftung Umwelt (DBU) gefördert. 

Das Forschungsprojekt verfolgt das Ziel, die Potenziale und Herausforderungen urbaner Anergienetze 

bzw. „kalter Nahwärmenetze" als einem innovativen Instrument der lokalen Wärmewende zu 

analysieren und die Potenziale zu identifizieren, die dieser Ansatz für die urbane Wärmewende haben 

kann. Außerdem soll aufgezeigt werden, mit welchen Instrumenten Bremen und andere Kommunen 

Wärmegenossenschaften fördern können.  

Wesentliche Teile der Forschungsarbeit sind dabei auch die  

1) Analyse der rechtlichen, politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen der 

Wärmewende,  

2) die Aufarbeitung der Bremer Klimapolitik und die Handlungsorientierungen der Bremer 

Akteure der Wärmepolitik,  

3) und eine umfangreiche quantitative Befragung Bremer Bürger:innen in zwei Bremer 

Stadtteilen zur Umstellung der Wärmeversorgung und zur Einstellung gegenüber 

Anergienetzen. 

Für diese Arbeitsschritte wurden jeweils wissenschaftliche Studien verfasst, auf denen die im Folgenden 

als Stellungnahme zu den maßgeblichen Handlungsfeldern der Wärmewende in Bremen 

zusammengefassten Befunde beruhen.  

Die zu diesen Studien gehörenden ausführlichen Veröffentlichungen sind am Ende dieser Publikation 

mit vollständigen bibliografischen Daten aufgeführt. Sie stehen als kostenloser Download auf der 

Internetseite der Hochschule Bremen zur Verfügung. 
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Zusammenfassung: 

Die Bremer Wärmepolitik orientiert sich grundsätzlich konsequent an den Transformationszielen der 

Klimaschutzstrategie 2030. Allerdings ist die Umsetzung der Wärmewende in allen Teilbereichen nicht 

ausreichend - das Ziel der Klimaneutralität 2038 wird deshalb auch im Wärmebereich nicht erreicht 

werden. Ein wichtiger Erfolg ist jedoch, dass sich wichtige Schlüsselakteure wie Wärmeversorger und 

städtische Gesellschaften strategisch auf die Klimatransformation einstellen. Die Bremer Klimapolitik 

ist massiv von der Politik der Bundesebene abhängig.  

Wichtige Herausforderungen in Bremen sind:  

• Die Fernwärmeanbieter gehen auch in den Wärmenetzausbaugebieten nicht von einer 

flächenhaften Versorgung aller Gebäude aus und in vielen grundsätzlich geeigneten 

Prüfgebieten bewerten sie den Netzausbau als nicht rentabel.Für kleinere Wohngebäude in 

diesen Gebieten ist damit in vielen Fällen weiterhin offen, wie eine klimaneutrale 

Wärmeversorgung erreicht werden kann. Gleichzeitig sind die Annahmen für den Einsatz von 

Wärmepumpen in der Wärmeplanung mit Blick auf Schall und Platzverhältnisse sehr pauschal 

und können für einen Teil der Gebäude unrealistisch sein. Bremen sollte deshalb die Bildung 

einer kommunalen Wärmegesellschaft prüfen.  

• Eine wesentliche klima- wie sozialpolitische Herausforderung stellen die Worst-Performing-

Buildings dar, deren Anzahl, Verteilung, Eigentümer- und Bewohnerstruktur in den Grundlagen 

der Bremer Wärmeplanung nur bedingt erkennbar sind. 

• Die Bremer Wärmepolitik steht vor der Herausforderung, in Abstimmung mit den 

Versorgungsunternehmen unter den Bedingungen der neuen Gesetzgebung (vor allem dem 

Gebäudemodernisierungsgesetz) schnell eine Strategie für eine verantwortungsvolle 

schrittweise Stilllegung des Gasnetzes in allen Gebieten mit eindeutigen zukunftsfähigen 

Wärmeversorgungsoptionen zu entwickeln und klar zu kommunizieren, um die negativen 

Folgen der Bundesgesetzgebung für den lokalen Klimaschutz zu begrenzen. 

• Das bürgerschaftlich initiierte Projekt genossenschaftlicher Wärmeversorgung auf Basis 

oberflächennaher Erdwärme von ErdwärmeDich e.G. ist grundsätzlich realistisch. Das von der 

Stadt in der Wärmeplanung berücksichtigte und durch ein Förderprogramm für Pilotprojekte 

unterstütze Konzept kann ein Element sein, um für Gebäude in dichter bebauten Quartieren 

erneuerbare Wärmeversorgungslösungen anzubieten, wenn die Kosten sich tatsächlich als 

wirtschaftlich erweisen. Erforderlich ist jedoch auch eine konsequentere Förderung durch die 

Bündelung von Zuständigkeiten und weitere Formen der Unterstützung. 

• Unsere Bürgerbefragung zeigt: viele Bremer Hausbesitzer:innen kennen die Aussagen der 

Wärmeplanung für ihr Gebäude nicht und sind sich über die Eignung neuer Formen der 

Wärmeversorgung sehr unsicher. Gleichzeitig wird von vielen die Notwendigkeit des 

Klimaschutzes gesehen. Hier zeigt sich ein deutlicher Bedarf für eine zielgruppengerechte 

Kommunikation und Beratung, die die Aussagen der Wärmeplanung bis auf die Quartiers- und 

Gebäudeebene verständlich vermittelt. 
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Kernbefunde zum Status der Bremer Wärmepolitik 

Der folgende Abschnitt leitet aus der im Forschungsprojekt geleisteten Analyse der politischen 

und rechtlichen Rahmenbedingungen der Wärmewende, der Entwicklung der Bremer 

Klimapolitik sowie den Handlungsansätzen der Bremer Akteure der Wärmepolitik eine 

Bewertung der Bremer Wärmepolitik ab und formuliert Handlungserfordernisse.  

Die Neuausrichtung der Bremer Klimaschutzstrategie durch die Enquetekommission der Bürgerschaft 

skizziert einen ambitionierten und systematischen Weg zur Klimaneutralität angelehnt am 1,5 Grad Ziel 

der Pariser Klimaschutzkonferenz. Zusammen mit den Strategien einer kleineren Zahl deutscher 

Kommunen gehört sie damit zu einer neuen richtungsweisenden Generation transformationsorientierter 

lokaler Klimaschutzstrategien. Mit Blick auf die Rahmenbedingungen der Klimapolitik wird 

gleichzeitig deutlich, dass Kommunen und auch die Stadtstaaten in ihrer Doppelrolle als Städte und 

Bundesländer entscheidend auf die finanziellen Ressourcen und die regulatorischen Kompetenzen des 

Bundes angewiesen bleiben. Die Wärmewende ist aufgrund der erheblichen lokalen 

Gestaltungsmöglichkeiten ein zentrales Handlungsfeld der kommunalen Klimapolitik. Sie ist außerdem 

dadurch gekennzeichnet, dass sie alle Bürger:innen direkt in ihrem persönlichen Lebensumfeld und den 

Kosten für das Wohnen betrifft. Damit ist sie untrennbar mit der Wohnungspolitik und der Gestaltung 

von sozialer Gerechtigkeit verbunden. In den letzten Jahren hat sich ein fachlicher Konsens entwickelt, 

dass die Wärmewende einen konsistenten Instrumentenmix aus ordnungspolitischen Maßnahmen, 

finanzieller Förderung und Kostenanreizen erfordert, um wirksam sein zu können. Diese Instrumente 

sind umfassend in die Steuerung des Wärme- und Gebäudesektors durch EU- und Bundespolitiken 

eingebettet, die nicht durch Maßnahmen oder Ressourcen Bremens ersetzt werden können. 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Wärmeplanung stellt sich der Status der Wärmewende in 

Bremen wie folgt dar: 

  (1) Die Ausrichtung der Wärmepolitik in Bremen ist grundsätzlich konsistent mit den 

transformationsorientierten Zielsetzungen der Klimaschutzstrategie 2030. Der Bereich der Wärme hat 

auch im Klimaaktionsplan, der der Umsetzung der Klimaschutzstrategie 2030 dienen soll, eine zentrale 

Stellung - dies gilt auch hinsichtlich der Zahl und Reichweite der Maßnahmen sowie des Anteils an den 

Investitionen. Gemessen an den zeitlichen Zielen der Klimaschutzstrategie und insbesondere am Ziel 

der Klimaneutralität 2038 ist die Umsetzung der Wärmewende in allen Teilbereichen jedoch nicht 

ausreichend. Auch im Wärmebereich, der wie angesprochen ein zentrales Element der lokalen 

Gestaltung von Klimapolitik darstellt, wird das Ziel der Klimaneutralität 2038 deshalb nicht erreicht 

werden. Gleichzeitig haben jedoch viele Schlüsselakteure der Wärmepolitik durch neue Planungen, 

Investitionen und die Einstellung von entsprechendem Fachpersonal eine strategische Ausrichtung auf 

die Klimatransformation begonnen, die als wichtiger Erfolg zu werten ist. Zu nennen sind insbesondere 

die Gesellschaften der Stadt und des Landes mit relevanten Gebäudebeständen, die öffentlichen 

Wohnungsgesellschaften sowie die Versorgungsunternehmen. 
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Abbildung: Voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete gem. §18 WPG1 

  (2) Bremen ist in der Umsetzung der Wärmewende in erheblichem Maße von den auf der Bundesebene 

bestimmten Rahmenbedingungen abhängig. Dies betrifft die Ausstattung von Förderprogrammen, die 

Regulierungen für Wärmenetze und die Gasversorgung, die Berücksichtigung sozialer Aspekte bei den 

Wohnkosten z.B. im Mietrecht, Baustandards und ordnungspolitische Instrumente ebenso wie die 

Gestaltung der sogenannten Schuldenbremse. Die maßgebliche Verantwortung für den Erfolg oder 

Misserfolg der Wärmewende auf der lokalen Ebene liegt damit bei der Bundespolitik. Vor dem 

Hintergrund der sehr kontroversen Bewertung der Wärmewende in der Gesellschaft ist unter den 

Bedingungen der Mehrebenenpolitik nicht davon auszugehen, dass die Ausgestaltung der 

Rahmenbedingungen in diesem Handlungsfeld dauerhaft konsistent ist. Die für eine umfassende 

Transformation erforderliche Verlässlichkeit und Stimmigkeit der Gesetzgebung kann deshalb nur 

bedingt als gegeben angenommen werden. Als aktuelles Beispiel können die angekündigten Regelungen 

des zukünftigen Gebäudemodernisierungsgesetzes (GModG) mit ihren potentiellen Auswirkungen auf 

die Zukunft der Gasversorgung gelten (siehe unten). 

  (3) In Bremen stellt der Ausbau der Wärmenetze einen zentralen Baustein der Wärmewende dar. Hier 

sind wichtige Herausforderungen erkennbar:  

Die Planungen für den Wärmenetzausbau und für konkrete Projekte machen inzwischen öffentlich 

erkennbare Fortschritte. Im Einzelfall sind bei der Entwicklung von Ausbauprojekten allerdings 

Hindernisse (z.B. räumlich konkurrierende Planungen) deutlich geworden, die zu langjährigen 

 
1 Abbildung aus: Qoncept (2026): Stadtgemeinde Bremen. Wärmeplan. Im Auftrag der Freien Hansestadt Bremen, 

Die Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft (SUKW), Referat 41 (Wärmewende), Qoncept Energy GmbH, 

Kassel: S. 161. 
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Verzögerungen führen können2. Bei besonders rentablen Projekten mit bedeutenden 

Wärmegroßabnehmern als Ankerkunden deutet sich die Situation an, dass verschiedene Wärmeanbieter 

konkurrierende Planungen für einzelne Stadtgebiete entwickeln. Hier muss als offen gelten, ob 

übergeordnete Ziele der Wärmewende wie die effiziente Nutzung der Wärmequellen, frühzeitige 

Klimaneutralität und die Flächendeckung der Wärmeversorgung für alle Gebäude durch diese 

projektgetriebene Vorgehensweise erreicht werden können. Es entwickelt sich eventuell ein Bedarf an 

Instrumenten der Stadt, um gemeinwohlorientierte Anforderungen an Wärmeversorgungsprojekte zu 

festzulegen. 

Obwohl in der Bremer Wärmeplanung die Aussagen über die Eignungsgebiete für die Erweiterung der 

Wärmenetze in enger Abstimmung mit den Versorgungsunternehmen und unter Berücksichtigung ihrer 

Ausbauplanungen getroffen wurden, besteht zwischen den Annahmen der Stadt und insbesondere dem 

im Wärmebereich maßgeblichen Versorgungsunternehmen wesernetz eine wichtige Diskrepanz. 

Während die Bremer Wärmeplanung davon ausgeht, dass die dort dargestellten bestehenden und 

geplanten Wärmenetzgebiete für diese Stadtquartiere die flächenhaft geeignetste Versorgungsform 

darstellen, verfolgt wesernetz auch in den Ausbaugebieten eine Entwicklungsstrategie, die vornehmlich 

auf den Anschluss von großen Gebäudekomplexen als Ankerkunden zielt und bei der offen ist, ob und 

wann eine Flächendeckung mit Anschlüssen auch für kleinere Gebäude erreicht wird. Für kleinere 

Wohngebäude auch in Wärmenetzgebieten ist damit in vielen Fällen weiterhin offen, wie eine 

klimaneutrale Wärmeversorgung erreicht werden kann. Mit Blick auf die letztlich entscheidende 

Dekarbonisierung der Wärmenetze bewertet der Sachverständigenrat Klima die bisher dokumentierten 

Maßnahmen als nicht ausreichend3.   

Bereits bei der Arbeit der Enquetekommission ist deutlich geworden, dass ein erheblicher Teil der 

innerstädtischen Gebiete mit mittlerer Bebauungsdichte grundsätzlich technisch und wirtschaftlich für 

die Versorgung durch Wärmenetze geeignet ist. Aufgrund der hohen Erschließungskosten bei einer 

vergleichsweise geringeren Rentabilität besteht seitens der Versorgungsunternehmen allerdings auf 

absehbare Zeit kein Interesse, diese Gebiete an Wärmenetze anzuschließen. Diese Areale machen einen 

wesentlichen Teil der Prüfgebiete nach § 3 (10) Nr.1 WPG aus.  

Mit Blick auf die Flächendeckung der Netzanschlüsse in den Fernwärmeausbaugebieten und auf die 

Entwicklung von Wärmenetzen in Prüfgebieten wird Bremen eine kommunale Wärmegesellschaft 

zeitnah konkret prüfen müssen. Mögliche Konstellationen wären eine Partnerschaft mit 

Versorgungsunternehmen oder die alleinige kommunale Trägerschaft. Dabei ist zu vermeiden, dass eine 

kommunale Wärmegesellschaft vor allem die weniger rentablen Teile von Wärmenetzen betreibt. 

 
2 Flächenkonflikte sind z.B. im Falle der Planungen für die Vordere Neustadt zwischen Straßenbauprojekten und 

dem Ausbau des Fernwärmenetzes sowie Flächenbedarfen für Großwärmepumpen erkennbar. 
3 Bremische Bürgerschaft 2026b: Bekanntmachung des Ausschusses zur Begleitung und parlamentarischen 

Kontrolle der Umsetzung der Empfehlungen der Enquetekommission "Klimaschutzstrategie für das Land Bremen" 

zur 20. Sitzung. Sitzungsvorlage – Themenbereich Klimaschutzstrategie 2038: Stellungnahme des 

Sachverständigenrats für Fragen des Klimaschutzes und der Energiepolitik zum 1. Monitoring-Bericht des 

Aktionsplans Klimaschutz Entwicklung der CO2-Emissionen im Land Bremen (Berichtsjahr 2023). Ausschuss 

zur Begleitung und parlamentarischen Kontrolle der Umsetzung der Empfehlungen der Enquetekommission 

"Klimaschutzstrategie für das Land Bremen". 17. Februar 2026, Bremen, dort S. 446 
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  (4) Die Gebäudesanierung bleibt ein zentrales Handlungsfeld der Wärmewende. Hier kann die 

fachliche Kontroverse um Sanierungsstandards grundsätzlich zugunsten mittlerer Sanierungstiefen als 

entschieden gelten, die den Einsatz von Wärmepumpen erlauben. Dies betrifft auch die Ziele, die 

Bremen für Wohnungsgesellschaften unter kommunalem Einfluss sowie für andere kommunale 

Gebäudebestände formuliert hat. Auch die Umsetzung dieser im Vergleich zu den zuvor geforderten 

sehr hohen Standards verringerten Ansprüche bleibt für alle privaten und öffentlichen 

Gebäudebesitzer:innen eine erhebliche organisatorische und finanzielle Herausforderung. Mit Blick auf 

die 2025 festgelegte Verringerung von Baustandards zur Baukostensenkung als „Bremer Weg“ ist im 

Detail noch offen, ob lediglich notwendige Regulierungsanpassungen vorgenommen werden oder 

zentrale Ziele hochwertiger Stadtentwicklung und des Klimaschutzes aufgegeben werden. Der von 

SKUMS entwickelte freiwillige, klimapolitisch ambitionierte „Bremer Standard“ hat damit seine 

richtungsweisende Funktion verloren.  

Die Verwirklichung erneuerbarer Wärmeversorgungslösungen für die Erreichung der Klimaschutzziele 

wird vor diesem Hintergrund noch bedeutsamer.  

Eine wesentliche klima- wie sozialpolitische Herausforderung stellen die Worst-Performing-Buildings 

dar, deren Anzahl, Verteilung, Eigentümer- und Bewohnerstruktur in den Grundlagen der Bremer 

Wärmeplanung nur bedingt erkennbar sind.  

Die Sanierungsraten für Gebäude bleiben in Bremen wie in Deutschland insgesamt seit Jahren deutlich 

hinter den klimapolitischen Erfordernissen zurück, so dass in diesem Bereich auch zukünftig von 

Zielverfehlungen auszugehen ist. Die Realisierung des auf Fachkräfteausbildung zielenden 

Klimacampus in Bremen stellt gleichwohl eine wichtige Maßnahme der Wärmepolitik dar.  

  (5) Die Bremer Wärmeplanung geht davon aus, dass durch zusätzliche und bislang unkonventionelle 

Maßnahmen Wärmepumpen in bis zu 97% des Stadtgebietes grundsätzlich eingesetzt werden können. 

Die hier zugrunde gelegten Annahmen dürften mit Blick auf die Probleme mit Schallemissionen, 

Platzmangel und Besonderheiten einzelner Gebäude jedoch zu pauschal und damit für viele Gebäude 

und Quartiere unrealistisch sein.  

Vor diesem Hintergrund wird es erforderlich sein, Lösungen für den Einsatz von Wärmepumpen in 

schwierigeren Lagen aktiv zu unterstützen und Pilotprojekte umzusetzen beziehungsweise 

Musterlösungen zu entwickeln. Zudem werden deshalb in allen Formen von Eignungsgebieten der 

Wärmeplanungen für viele Gebäude und Quartiere Bedarfe an anderen Lösungen für die 

Wärmeversorgung als Wärmepumpen und klassischen Wärmenetzen bestehen, die zu fördern sind. 

  (6) Die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung ist untrennbar mit der Beendigung der Versorgung 

von Gebäuden mit Erdgas verbunden. Die aktuell beabsichtigte Änderung des GEG (zukünftig GModG) 

durch die Abschaffung der 65% Anforderung und die Ankündigung einer auf Biomethan basierenden 

Gasversorgung droht Fehlanreize für Gebäudebesitzer:innen bei Entscheidungen über 

Heizungssystemen zu schaffen und die Stilllegung von Gasnetzabschnitten zu blockieren. Die Regelung 

stellt gegenwärtig einen der wichtigsten Fälle für eine inkonsistente Rahmensetzung dar, die erhebliche 

zusätzliche individuelle und gesellschaftliche Kosten verursachen und die Umsetzung der Wärmewende 

verlangsamen kann.  
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Für Bremen kann sich die Notwendigkeit ergeben, baurechtliche Ausschlüsse für neue Erdgasanschlüsse 

in Neubaugebieten und größere Neubauvorhaben in Bestandsgebieten zu schaffen. Die Bremer 

Wärmepolitik steht zudem vor der Herausforderung, in Abstimmung mit den Versorgungsunternehmen 

unter den Bedingungen der neuen Gesetzgebung schnell eine Strategie für eine verantwortungsvolle 

schrittweise Stilllegung des Gasnetzes in allen Gebieten mit eindeutigen zukunftsfähigen 

Wärmeversorgungsoptionen zu entwickeln und klar zu kommunizieren.   

Der Einsatz von Biomethan für Gebäudewärme sollte auf Gebäude und Quartiere beschränkt bleiben, 

für die in einer Übergangszeit keine anderen Lösungen umgesetzt werden können. Der ineffiziente Bau 

und Betrieb von parallelen Wärmeversorgungsinfrastrukturen muss soweit wie möglich vermieden 

werden. 

  (7) Das bürgerschaftlich initiierte Projekt einer genossenschaftlich betriebenen Wärmeversorgung für 

Bestandsquartiere durch kalte Nahwärmenetze, die oberflächennahe Erdwärme als primäre 

Wärmequelle nutzen, ist in die Gründung der Genossenschaft ErdwärmeDich e.G. gemündet und wird 

von der Stadt durch ein Förderprogramm für die Vorbereitung von drei Pilotprojekte unterstützt. Das 

Konzept ist grundsätzlich realistisch und kann ein Element sein, um für Gebäude in dichter bebauten 

Quartieren erneuerbare Wärmeversorgungslösungen anzubieten. Die Wärmeplanung berücksichtigt in 

ihrer Umsetzungsstrategie diese Versorgungsform mit einer kleineren Anzahl von Projekten.  

Die hohe Zahl an Interessent:innen an ErdwärmeDich belegt die Bereitschaft eines relevanten Teils der 

Stadtgesellschaft, die Wärmewende auch als zivilgesellschaftliches Projekt zu betrachten. In der 

konkreten Entwicklung der Pilotprojekte zeigen sich die deutlich geringeren technischen, finanziellen 

und administrativen Kapazitäten der ehrenamtlich agierenden Projektgruppe im Vergleich zu etablierten 

Versorgungsunternehmen. Zudem sind der Mangel an Zugang zu Kapital sowie das Fehlen einer 

professionellen Betriebsführung bedeutsam. Das Konzept von ErdwärmeDich greift innovative 

Elemente erneuerbarer Wärmeversorgungskonzepte auf, die auch die Fachdiskussion anspricht4. 

Gleichzeitig bestehen jedoch Hemmnisse durch noch ungeklärte rechtliche Anforderungen und 

Rahmenbedingungen sowie auch durch technische Herausforderungen.  

Für eine Umsetzung über kleinere Einzelvorhaben hinaus müsste die Kommune die Genossenschaft in 

eine Wärmeversorgungsstrategie und eine Kooperation mit einer öffentlichen Wärmegesellschaft 

einbinden. Wichtige Instrumente einer Förderung von Wärmeverbrauchergenossenschaften können die 

Entwicklung eines förderlichen kommunalen Regulierungsrahmens, eine konsequentere administrative 

Unterstützung, Finanzierungsförderung, Formen der kommunalen Beteiligung an Nahwärmeprojekten, 

Beiträge zu Kostensenkungen bei der Entwicklung „kalter Nahwärmenetze“ z.B. durch Koordination 

von Baumaßnahmen sowie die gezielte Entwicklung von Netzen durch kommunale Ankerkunden sein5. 

  (8)  Die Befragung von Haushalten in zwei Bremer Stadtteilen (Findorff und Östliche Vorstadt) mit 

erheblichen Anteilen von Prüfgebieten gibt Aufschluss über die Sicht der Stadtgesellschaft auf die 

Wärmewende. Bei der Einordnung der Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass die Befragten dem 

 
4 Z.B. die Nutzung des Untergrunds als Wärmeressource und Wärmespeicher 
5 Vgl. die Darstellung des Forschungsstandes in Osthorst, Winfried; Rinner, Christian 2025: Instrumente für die 

Förderung bürgerschaftlicher Nahwärme im urbanen Bestand. Ein Screening des Forschungsstandes zur  

Governance der Wärmewende. GLOKAL Arbeitspapier zur Nachhaltigkeitspolitik – No. 22, 2025, Bremen. 
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sozialen Profil der beiden Stadtteile entsprechend vorwiegend älter, wohlhabender und höher gebildet 

sind und der Anteil der Wohnungseigentümer:innen sehr deutlich überwiegt. 

Zentrale Ergebnisse der Befragung sind: Eine deutliche Mehrheit der Befragten kennt die Aussage der 

Wärmeplanung für ihr Wohnquartier nicht und ist sich zugleich über die Eignung erneuerbarer 

Wärmeversorgungsformen für ihr Haus sehr unsicher. Insbesondere sieht nur eine Minderheit 

Fernwärme und Luft-Wärmepumpen als geeignet an. Ein erheblicher Anteil der Heizungen hat ein so 

hohes Alter, dass ein Austauschbedarf absehbar ist. Auch diese Haushalte sind über die Wärmeplanung 

nicht gut informiert. Eine Mehrheit schätzt die Zuverlässigkeit ihrer jetzigen, überwiegend auf Erdgas 

beruhenden Versorgung, sieht jedoch zugleich aus Gründen des Klimaschutzes die Notwendigkeit zur 

Veränderung. Als zentrale Hemmnisse für einen Wechsel werden vor allem die Kosten genannt 

(Investitionen, Umbaumaßnahmen im Haus, höhere Betriebskosten). Bei den Bürger:nnen, die zum 

Wechsel der Wärmeversorgung grundsätzlich bereit sind, besteht in relevantem Umfang eine 

Bereitschaft zum Wechsel zu einem Anergienetz. 

Aus diesen Befunden ergeben sich zwei Handlungserfordernisse: Erstens weisen die ausgeprägten 

Informationsdefizite, insbesondere bei Haushalten mit absehbarem Austauschbedarf, auf die 

Notwendigkeit einer aktiven, zielgruppengerechten Kommunikations- und Beratungsstrategie hin. 

Diese muss die Aussagen der Wärmeplanung bis auf die Quartiers- und Gebäudeebene verständlich 

vermitteln. Zweitens bestätigt die erkennbare Offenheit gegenüber Anergienetzen das unter Punkt (7) 

beschriebene Potenzial bürgerschaftlich getragener Wärmeversorgung. Dieses Potenzial lässt sich 

jedoch nur erschließen, wenn die genannten Kostenhemmnisse durch verlässliche Förderung und 

Finanzierung adressiert werden. Mit Blick auf das soziale Profil der Teilnehmer:innen an der Befragung 

ist außerdem noch offen, wie sich einkommensschwächere Haushalte und Mietverhältnisse 

positionieren. Dies ist ein zentraler Aspekt für die sozial gerechte Gestaltung der Wärmewende, der 

gezielt weiter untersucht werden sollte. 
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Weitere Projektveröffentlichungen: 

 
Rinner, Christian; Osthorst, Winfried (2025): (Kalte) Nahwärme in der Wärmewende Analyse 

technischer Konzepte, Betreibermodelle und Kostenstrukturen anhand von Praxisbeispielen. 

Arbeitspapier zum Arbeitspaket 2 des Forschungsprojektes „Urbane Anergienetze als Instrument der 

Wärmewende in Bremen" (Hochschule Bremen und energiekonsens GmbH), gefördert von der 

Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU). GLOKAL Arbeitspapier zur Nachhaltigkeitspolitik – No. 

19, Hochschule Bremen, Bremen. 

Osthorst, Winfried; Rinner, Christian (2025): Instrumente für die Förderung bürgerschaftlicher 

Nahwärme im urbanen Bestand. Ein Screening des Forschungsstandes zur Governance der 

Wärmewende. Arbeitspapier zum Arbeitspaket 5 des Forschungsprojektes „Urbane Anergienetze als 

Instrument der Wärmewende in Bremen", (Hochschule Bremen und energiekonsens GmbH), gefördert 

von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU). GLOKAL Arbeitspapiere zur 

Nachhaltigkeitspolitik, Nr. 22, Hochschule Bremen, Bremen. DOI: 

https://doi.org/10.26092/elib/4899 

Osthorst, Winfried; Rinner, Christian (2026): Bürgerschaftliche Nahwärme und die Bremer 

Wärmepolitik. Analyse der Rahmenbedingungen der Wärmewende und Entwicklung von 

Handlungsempfehlungen für die Bremer Wärmepolitik. Arbeitspapier zu den Arbeitspaketen 5 und 7 

des Forschungsprojektes „Urbane Anergienetze als Instrument der Wärmewende in Bremen" 

(Hochschule Bremen und energiekonsens GmbH), gefördert von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt 

(DBU). Arbeitspapiere zur Nachhaltigkeitspolitik, Nr. 21, Hochschule Bremen, Bremen. DOI: 

https://doi.org/10.26092/elib/6056 

Bohemann, Astrid; Lukanz, Pia; Osthorst, Winfried; Rinner, Christian; Schaefer, Laura; Stanko, Malena 

(2026): Einstellung von (Bremer) Bürger*innen zu erneuerbarer Wärmeversorgung, Anergienetzen und 

Wärmeverbrauchergenossenschaft. Ergebnisse einer quantitativen Befragung. Arbeitspapier zu den 

Arbeitspaketen 3 und 4 des Forschungsprojektes „Urbane Anergienetze als Instrument der Wärmewende 

in Bremen" (Hochschule Bremen und energiekonsens GmbH), gefördert von der Deutschen 

Bundesstiftung Umwelt (DBU). Arbeitspapiere zur Nachhaltigkeitspolitik, Nr. 23, Hochschule Bremen, 

Bremen. DOI: https://doi.org/10.26092/elib/6155 

Kostenfreier aller genannten Publikationen Download unter:  

https://www.hs-bremen.de/die-hsb/fakultaeten/gesellschaftswissenschaften/glokal-kompetenzzentrum-

nachhaltigkeit-im-globalen-wandel/#c23068 
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